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Die Neuausgabe von Karten
der ersten topographischen Landesaufnahmen in Niedersaclsen

Von Oberregierungsvermessungsrat Dr, Otto Harm s,
Präsidium des Verwaltungsbezirks Oldenburg

Die ersten topographisdren Karten Niedersadrsens sind ihrer Entstehung und
ihrem Inhalt nadr geeignet, ein zuvedässiges Bild der Landsd'raft und ihrer Be-
siedlung zur Zeit ihrer Aufnahme zu vermitteln. Ein Vergleidr dieser kartographi-
sdren Quellen mit den Landeskartenwerken ermöglidrt einen Uberblid< über das
§Terden und §Taclrsen der §Tohnplätze und über die siedlungsgesdridrtlidre Ent-
wicklung der Landsdraft während der vergangenen 200 Jahre.
Um die nur in der Originalzeidrnung vorliegenden Karten oder die nur nodr
selten zu findenden Abdrud<e der in Kupfer gestodrenen Karten der Forsdrung
zugänglidr zu machen, wurde bereits vor rund fünfzig Jahren der Gedanke an
eine Neuausgabe der topographisdren Karten aufgegriffen. 1912 besdrloß die
Historisdre Kommission für Niedersad,sen, die Karten der Kurhannoversdren
Landesaufnahme (1764-1786) in einer Verkleinerung vom Originalmaßstab
I :21 23? r/s auf den Maßstab 1 : 40 000 im Faksimile-Drud< herauszugeben. Diese
Veröffentlidrung konnte jedodr erst von 1924 bis 1931 erfolgen (1). De Repro-
duktionen wurden von den Heimatforsdrern sehr gesdrätzt und erfreuten sidr
großer Nadrfrage, so daß für den infolge der starken Verkleinerung allerdings
nicht voll befriedigenden Lichtdrucft nad, dem zweiten §(reltkrieg eine neue Aus-
gabe erforderlidr wurde. Mit der redaktionellen Durchführung des Vorhabens und
der Bearbeitung der einzelnen Blätter wurde seitens der Historiscihen Kommission
für Niedersad'rsen F. Engel beauftragt (2). Den Dru& und den Vertrieb der Karten,
die, um einen Vergleidr mit der modernen Topographisdren Karte zu ermöglidren,
nunmehr auf den Maßstab 1 : 25 000 verkleinert wurden, übernahm das Nieder-
sädrsisdre Landesverwaltungsamt - Landesvermessung -. Uber dieses Karten-
werk und über die Neuherausgabe einer ,,Karte des Landes Braunsdrweig im
18. Jahrhundert" beridrtete Martin an dieser Stelle (3).

Die Oldenburgisdre Vogteikarte um 1790

Einem gleidren Bedürfnis entspredrend begann die Historisd-re Kommission für
Niedersachsen 1960 mit der Herausgabe der Oldenburgisdren Vogteikarte. Durdr
die Initiative von H. Lübbing und mit Unterstützung durdr die Stadt Oldenburg
konnte zunädrst als adrtfarbige Sonderkarte für den in Vorbereitung befindlidren
Niedersädrsisdren Städteadas III (Oldenburgisdre Stadte) das Blatt ,,Oldenburg
mit Umgebung 179o" im Maßstab 1 : 25 000 erscheinen. Als Unterlage diente ihr
die Vogteikarte im Maßstab 1 : 20 000, die als das wesentlichste Ergebnis der 1781
in Oldenburg besdrlossenen Landesvermessung anzusehen ist.

Nid,t ihrem Umfang nad,, wohl aber ihrer zeitgenössischen Bedeutung entspre-
chend ist diese Landesvefinessung des damaligeri Herzogtums Oldenburg zu wür-
digen, da sie gegenüber anderen Aufnahmen, die am Ende des 18. Jahrhunderts
durdrgeführt wurden, einen wesentlichen Fortsdrritt darstellt. Durch die Landes-
vermessung sollten auf Grund trigonometrisdrer und astronomisciher Beobadrtungen
und topo graphischer Vermessungen folgende Karten entstehen :
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1. Spezialkarten im Maßstab 1 , 4000. Sie sollten in zwei Ausfertigungen gezeidr-
net werden und die Grundlage für ein Liegensdraftskataster bilden.

2. Vogteikarten im Maßstab I , 20 000. Sie sollten eine derartige Ubersicht ge-

währen ,,. . . als man etwa auf einer Fahrt in einer Montgolfiöre über das Land
dahin haben mödrte und man sieht, wie die Mensdren unter- und nebeneinander
wohnen, wie die Kultur dem Grade und. der Art nach beschaffen ist, wieviel
des unkultivierten Landes ist und was damit nodr weiter anzufangen sein

mödrte". §üenn damals die Möglidrkeit einer Luftbildaufnahme auc.h noch nicht
geahnt werden konnte, so wird doch bereits angedeutet, weldrer Vorstellungs-
wert der nach der Erfindung des Luftballons (1783) ermöglichten Sicht aus der
Vogelschau bei der Ausführung bemannter Ballonflüge innewohnt. Von den

Vogteikarten sollten drei Exemplare gefertigt werden, die dem herzoglidren
Kabinett, der Kammer und den Amtsstuben der Vogteien zur Verfügung stehen

sollten.

3. Eine Generalkarte im Maßstab 1 : 160 000. Diese sollte sogleich nach Beendigung
aller Arbeiten als Kupferstidr angefertigt werden (4).

Die Anregung zu diesen Arbeiten gab der Arzt und Naturforscher Georg Christian
von Oeder. Von Oeder, geboren am 3. Februar 7728 zu Ansbach, war seit 1754

Professor der Botanik in Kopenhagen. Er entwid<elte hier sozialreformerische Ideen

und war Berater des d'änischen Ministers Struensee. Als er in den Sturz der Regie-

rung verwid<elt wurde, kam es 1772 zu seiner Versetzung als Landvogt nach Olden-
burg. Von Oeders universelle Begabung hat auch in Oldenburg in mehrfadrer

Beziehung ihre Spuren hinterlassen. So geht audr die Gründung der oldenbur-
gischen Landesspirkasse, die 1786 als Ersparungskasse erridrtet wurde und sich

äk di" älteste Sparkasse der §7elt bezeidrnet, auf von Oeders Anregung zurüd< (5).

Den Absclluß der Landesvermessung erlebte er nicht mehr, er starb am 28. Ja'
nuar 7797. Sein Nachfolger wurde der Kammerrat Dr. jur. Detridr Christian
Römer, der bereits bis 1787 als ständiger Kommissar Mitglied der Landesvermes-

sungskommission war. Es ist das besondere Verdienst Römers, unter Einstellung

der- noch wenig fortgeschrittenen Aufnahme im Maflstab 1 : 4000 nunmehr die

topographisdre Vermessung des Herzogtums für die Vogteikarten im Maßstab

1 ,20 000 so betrieben zu haben, daß sie 1799 beendet werden konnten.

NacJr Römers Plan von 1791 sollten in den Vogteikarten dargestellt werden,

Landes- und Vogteigrenzen, Städte und Flecften nach ihrem Areal, Flüsse und
Hauptbädre, Deiche, Siele und Sieltiefe, Heerstraßen, Hauptwege und Brüd<en,

der Umriß eines jeden Dorfes und seiner Feldflur, des kultivierten Landes, aller
Gemeinheiten und Moore und der herrschaftlichen Holzungen.

§7ährend der französisclen Besetzung des Landes (1811-1 813) wurde ein voll-
ständiges Exemplar der in drei Ausfertigungen gezeidrneten Vogteikarten gewalt-
sam requiriert. Die Blätter wurden nadr Paris gebradrt und verblieben dort bis
zum zweiten §7eltkrieg. 1942 gelangten sie durdr einen Ardrivalienaustausdr in das

Heeresarcihiv nach Potsdam. Sie wurden dort jedoch durdr einen Luftangriff
vernidrtet.

Die jetzt im Oldenburger Staatsarchiv vorhandenen Exemplare der Vogteikarten
wurden entsprechend ihrer Zwecl<bestimmung sdron bald als Planunterlagen ver-
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wendet. Sie mußten durch rote Nadträge die Ergebnisse der Gemeinheitsteilungen,
der Regulierung der Moore und ihrer Nutzungen, der §7ege- und §Tasserbauten
usw. aufnehmen. Aus diesem Grunde und wegen ihres idrledrten Erhaltungs-
zustandes kam für ihre Reprod'uktion ein Faksimile-Druck nicht in Frage. Unier
Fortlassung der jüngeren Eintragungen wurde vielmehr eine Neuzeidrnung in
möglidrster Anlehnung an die Signaturen und Farben der Originalkarten erforder-
lich. Im Maßstab und im Schnitt weichen die Blätter von den Originalen ab, da
die Neuausgabe der Vogteikarten im Maßstab und Blattsdrnitt der Topographisdren
Karte 1 : 25 000 erfolgt.

Für das Blatt ,,Oldenburg mit Umgebung 1790" wurde ein anderer Blattsdrnitt
gewählt, weil in dieser Karte das Stadtgebiet in seiner heutigen Ausdehnung dar-
gestellt werden sollte (6). Da in dieser Sonderkarte im wesentlichen das Gebiet
der Topographischen Kar.te 2815 achtfarbig wiädergegeben wurde, konnte eine
zweifarbige Ausgabe (sdrwarz, blau) für das Blatt 2815 (Oldenburg) als aus-
reidrend angesehen werden.

Als näclrste Karte wurde das Blatt 2714 (Yliefelstede) bearbeitet und jetzt ver-
öffentlicht. Ein Ausschnitt aus diesem Blatt (Anlage 1) kann mit der farbigen Repro-
duktion eines gut erhaltenen und nidrt durdr Nadrträge gestörten Bildes eines
Teiles der Originalzeichnung, die der Arbeit von rü(/. Kost, ,,Zur topographischen
Kartographie im niederdeutsdren Raum von 1764 bis 1863" beigegeben ist, ver-
glidren werden (7). Bei der Signatur fi.ir Ad<er, die der der Original-Vogteikarte
entspridrt, erscheint der Hinweis angebradrt, daß die Ridrtung der Sdrraffen in
der Bdrflur und in derr Kämpen nidrt die Ridrtung der Gewannstreifen oder die

'Pflugridrtung wiedergeben soll.

Die Flurnamen sind größtenteils der ,,Oldenburgisdren Kird-rspielskarte" (um 1840)
entnommen. Die Redrtsdrreibung ist durdrweg die heutige.

Drud<e der Crundrißplatte auf transparenten Folien ermöglidren als Ded<pausen
außerdem einen leidrten Vergleidr mit dem Kartenbild der Topographisdren Karte
1 : 25 000. Sie erlauben darüber hinaus ein Urteil über die geodätisdre und topo-
graphisdre Zuverlässigkeit der Landesaufnahme, der in dieser Zeit in Norddeutsdr-
land Gleidrwertiges nidrt zur Seite gestellt werden kann.

Den Vertrieb dieser Karten hat die Fa. E. Völker in Oldenburg übernommen. Preis
je Blatt 5,- DM.

AIs weitere kartographisdre Veröffentlidrung der Historisd-ren Kommission für
Niädersadrsen, die ebenfalls die Stadt Oldenburg betrifft, ist die siebenfarbige
Karte ,,Oldenburg mit Umgebung 1821" im Maßstab 1 : 500O zu nennen. Die Karte
geht zurücl auf die Aufnahme der Stadt durdr H. Hüner (1788 und 1789) und auf
die 1821 durch den Hauptmann Christoph Heinridr Adolph Vollimhaus besorgte
Ergänzung. Der Maßstab der Karte entspridrt dem der Deutsdren Grundkarte
1 : 5000 und ist geeignet, die Entwicldung des Stadtbildes von der kleinen Residenz-
stadt mit 5180 Einwohnern (1821) bis zur heutigen Großstadt (1 30 000 Einwohner)
zu veransd'raulidren. Da der besondere §7ert dieser Karte in ihrer Bedeutung für
den heimatkundlidren Unterridrt in den Sdrulen liegt, wurden bei der Farbgebung
kräftige Farben bevorzugt (8). Der Preis beträgt 4,- DM, Vertrieb: E. Völker,
Oldenburg (Oldb.).
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In der Reihe der Sonderkarten zum Niedersädrsisdren Städteatlas ersdrien ferner
in einer Bearbeitung durdr H. Lübbing die Karte ,,Stadt und Festung Oldenburg
um 1750" im Maßsab 1 :3000 in sieben Farben. Für diesen Festungsplan standen
zeitgenössisdre Risse zur Verfügung, für deren Entzerrung der Hünesd,e Stadplan
von 1789 herangezogen wurde. Der Preis beträgt 5,- DM, Vertrieb: E. Völker,
Oldenburg (Oldb.)

Die Le-Coqsüe Karte von §Testfalen

Nadr dem Frieden von Basel (1795) war von Preußen eine Demarkationsarmee
aufzustellen, die vom Main bis nadr Sdrlesiea das nördlidre Deutsdrland vom
südlidren zu trennen hatte. Die Armee, deren Hauptquartier sich in Minden
befand, stand unter der Führung des Herzogs Karl \[ilhelm Friedridr von Braun-
sdrweig mit dem Obersdeutnant und späteren Generalmajor von Le Coq als
Stabcdref. Die durdr diese Verwendung erzwungene dienstlidre Muße gab von
Le Coq Anlaß, entspredrend der Cassinisdren Aufnahme von Franlreidr eine
Aufnahme Nordwestdeutsdrlands durdrzufilhren (9).

Die sdrrittr,rreise nadr Osten ausgedehnte Cassinisdre Carte de France im Maß-
stab 1 : 86 400 sollte ganz Nordwestdeutsdiland darstellen. Als Ergebnis dieses

Unternehmens ersdrien von 1805 bis 1813 in Potsdam und Bedin das Kartenwerk
als einfarbiger Kupferstidr in 22 Blättern (Sektionea) von einern Gebiet, das von
den ostfriesisdren Inseln bis zum Rothaargebirge und von der Leine bis zur hol-
Iändisdren Grenze reidrt. Es ist die einzige Darstellung ganz Nordwestdeutsdrlands
zu dieser Zeit.
Ein Neudrud< dleses seit langem nidrt mehr erhältlichen und selten gewordenen
Kartenwerks wurde durdr. die Historisdre Gesellsdraft für §flestfalen veranlaßt.
Es erschien jetzt in 20 Blättern im Verlag der Aschendorffsd-ren Verlagsbuchhand-
lung in Münster (§7estf.) (Anl. z). Die Blätter können einzeln bezogen werden;
Preis 2,- DM je Blatt. Den Drud< besorge die Spezialdruckerei Bekedorf in
Hannover. Die Karte wurde jedodr nidrt im Originalmaßstab, sondern unter
mäßiger Verkleinerung im Maßstab 1 :100000 herausgegeben. Dadurdr verrin-
gerte sich das normale Format der Sektionsblätter auf 49 mal 78 cm, außerdem
erlaubt dieser Maßstab Vergleiche mit der heutigen amtlidren Karte ip Maßstab
1 : 100 000, der früheren ,,Generalstabskarte". Eine Einführung zu diesem Neu-
drud< der Le-Coqsd,en Karte aus der Feder von M. Pesd, in Münster ist in
Vorbereitung.
Von Le Coq sd'rloß seine Vermessungen an die vorhandenen Triangulationen in
Oldenburg, Bremen und in der Grafsdraft Mark an. Damit erreidrte er eine
Verbindung der dänisdren mit der Cassinisdren Triangulation am Rhein. tlber
seine trigonometrisdren Arbeiten unterridrtete er den Kammerassessor und späteren
Regierungspräsidenten Chr. F. Mentz, den langjährigen Mitarbeiter und verdienst-
vollen Förderer des oldenburgisdren Vermessungswesens und Bearbeiter der
Generalkarte von Oldenburg in einem Brief vom 25. Januar 180O aus Rees:

,, . . . Vielleidrt interessiert es Ewr. §Tohlgeboren, wenn ich Ihnen melde, daß idr
meine Dreied<e an eine Fortsetzung der Cassinisdren von Frankreidr angebunden
habe. Nimwegen und Elterberg madren die Verbindungspunkte aus. Die vollstän-
digen Resultate der Franzöxisd'ren Vermessung erwarte idr nodr aus einer sic.heren

Quelle, es wird sid, ausweisen, ob sie mit den meinigen, nadr Bremen berechnet,
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überernstimmen werden. §7enn nidrt Berufsgeschäfte mici daran hindern, bin ich
willens, im Sommer nodr eine Beihe Dreiecke von Lingen, wo ich jetzt stehen
geblieben bin, längs der Ems bis an die ostfriesische Grenze zu messen und an die
ostfriesisdre Aufnahme anzubinden; mit einer 2weiten aber durch das Niederstift
Münster nach \Tildeshausen zü messen und so zum zweiten Mal an die Olden-
burgsche Vermessung zu sdrließen. - Vann denken Sie Ihre (General-)Karte zur.
Stidr zu befördern? Lassen Sie dodr ja das Publikum nicht lange mehr nach diesern
Meisterstüd< warten . . ." (10).

Am 13. Juli 1800 berichtete von Le Coq weiter aus Markhausen (Lkr. Cloppenburg)
über den Stand der angekündigten Arbeiten: ,,...Eben habe ich eine Reihe Drei-
ed<e von Münster bis Oldenoythe und Barßel mit einem guten Sextanten zustande
gebradrt' dadurch ist nidrt nur das Niederstift Münster trianguliert, sondern (und
dies war der Hauptzweck dieser Arbeit) idr habe nun eine ganze Reihe von guten
und bessern Dreiecken, als die von Minden nach §flesel sind, von §7esel bis an die
Oldenburgischen Dreiecke erhalten. Jetzt kann die Verbindung der dänischen
Dreiecke mit den Cassinischen als vollbradrt angesehen werden...".
Auf Grund eigener Messungen und unter Benutzung der Ergebnisse vorhandener
Triangulationen konnten die rechtwinkligen Koordinaten in bezug auf den Meridian
durdr den Oldenburger Sdrloßturm für über 1000 Punkte, vorwiegend Kirclen und
Vindmühlen, mit mäßiger Genauigkeit beredrnet werden.

Topographiscle Aufnahmen wurden entbehrlich, wenn vorhandene Kartenwerke
benutzt werden konnten. Für Ostfriesland stand von Le Coq die Karte des Artil-
leriekapitäns Camp zur Verfügung, für die Darstellung hannoversdrer Gebiete
dienten ihm die Karten der kurhannoverschen Landesaufnahme (1764-1785).
Letztere. erhielt von Le Coq nadr der französisdren Besetzung Hannovers durdr
das Entgegenkommen der Generale Desoller und Berthier. Außerdem erhielt er
durdr sie das französisdre trigonometrische Netz znm Zusammentragen der Karten.
Bei dieser Gelegenheit hatte er in einem Brief vom 19. August 1803 an Chr. F. Mentz
bemerkt, ,,. .. Haben Sie nidrt gehört, ob die Franzosen sidi mit der Aufnahme
des Hannöverscfien besdräftigen? Die Hann. Regierung hat die guten Amts-
Vermessungen in Sicherheit gebradrt, dem Feinde aber das Land, die Festungen
und 600 Kanonen pp. überliefert." Als von Le Coq einen Offizier mit einigen
Zeidrnern nach Hannover schickte, bat er Mentz am 5. Mai 1804 in einem Brief aus

Potsdam, ,,die Ursache des Aufenthalts dieser Preuß. Offiziere in Hannover be-
kannt zu machen, da man in Publiko nur zu sehr geneigt ist, politische Absichten
zu finden, wo nur wissenschaftliche Ursachen zum. Grunde liegen!"

Für die Darstellung des nördlichen Oldenburg erhielt er von Mentz am 23. Fe-

bruar 1804 einen Probedruck der auf den Vogteikarten der 1799 beendeten
Landesvermessung beruhenden Generalkarte im Maßstab 1 :160000. Der Inhalt
der in diesem kleinen Maßstab.gezeicllneten Karte erwies sich jedodr als zu stark
generalisiert, um die in fast doppelt so großem Maßstab dargestellten Sektionen
der Le-Coqsdren Karte ausreidrend füllen zu können. Auf Empfehlung des Kam-
merrats Mentz sandte von Le Coq einen seiner Zeidrner zur Entnahme verklei-
nerter Kopien aus den im Maßstab 1 : 20 000 gezeidrneten Vogteikarteir nad-r

Oldenburg.
Uber die Aufnahme des 1803 durch den Reidrsdeputationshauptschluß von Regens-

burg zu Oldenburg gekommenen Kreise Vedrta und Cloppenburg des Niederstifts
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Münster sdrrieb von Le Coq am 13. August 1803 aus Potsdam ,,..die Aufnahme
des Niederstifts Münster überhaupt beruht auf meinem trigonometriscfien Netze
der Hauptpunkte; das Detail ist mit der Plandrette nadr Sdrritten vermessen und
das Terrain mit Ausdrud< eingetragen." Zu der Aufnahme des Amtes §Tildes'
hausen bemerkte er am 19. August 1803: ,,...Als nämlich das N.Stift Münster von
einigen Offizieren meiner Brigade aufgenommen wurde, gehörte das Amt §Tildes-
hausen noch zu Hannover, und die hannöversdre Regierung hatte sidr sdron früher
zu wenig bereitwillig gezeigt, meine Aufnahme zu begünstigen, als daß idr nur
einen Versuc,h gemadrt hätte, weiter als bis zur hannöversdren Grenze zu gehen;
und dodr wünsche idr sehr, das Amt \Tildeshausen in meine Aufnahme zu ziehen,
um den Lauf der Hunte überall gut zu haben."

Von Le Coq befürdrtete, daß die von Oldenburg in Fortsetzung der Vermessung
des nördlichen Landesteils beabsidrtigte Aufnahme des Amtes \Wildeshausen zur
Nutzbarmadrung für sein Kartenwerk zu spät kommen würde. Diese 1804 be-
gonnene Aufnahme des Amtes §Tildeshausen wurde 1806 beendet. Von Le Coq
standen jedoch inzwischen die Karten der kurhannoversc.hen Aufnahme audr von
§üildeshausen zur Verfügung.

Vor dem Druck seiner Karte gab von Le Coq eine öffentlidre Ankündigung ihres
bevorstehenden Ersdreinens heraus, ,,damit die Franzosen es mit §[estfalen nidrt
wie mit Schwaben machen, das sie jetzt stedren lassen und wodurdr sie der Cotta-
schen Budrhandlung einen beträchtlidren Sdraden zufügen. Da die Herausgabe
meiner Charte durdr das Gesdrenk, weldres der König mir von den Platten madrt,
eine Privatunternehmung wird, so werde idr midr mit den französischen Geographen
zu verstehen suchen und wegen gewisser Gränzen unserer Aufnahmen mit ihnen
übereinkommen." (Brief vom 17. November 1803.) Es bleibt das Verdienst des

Oldenburger Kammerrats Chr. F. Mentz, die Herstellung des Kartenwerks
gefördert und Karl Ludwig von Le Coq zur Herausgabe ermutigt zu haben.

Die zunächst mit staatlidrer Unterstützung durchgeführten Arbeiten mußte von
Le Coq seit 1806 mit eigenen Mitteln fortsetzen. Nadrdem der Verkauf der
Kupferplatten 1811 durch den König genehmigt worden war, kam es zu einem
Vertrag mit der Berliner Budrhandlung von Simon Sdrropp. Nadr den Freiheits-
kriegen fanden die Karten guten Absatz (11).

Es ist zu erwartenr daß durdr den jetzt erfolgten Neudrud< das audr große Teile
Niedersachsens darstellende Kartenwerk weiten Kreisen bekannt wird (Anl. a).

Die Campsdre Karte von Ostfriesland

Um eine braudrbare Karte von Ostfriesland zu erhalten, entsdrlossen sich 1797 die
ostfriesischen Landstände, dem Oldenburger Beispiel folgend, zu einer Vermessung
Ostfrieslands und des Harlinger Landes. Der holländisdre Artillerie-Kapitän \7il-
lem Camp erhielt den Auftrag, im Frühjahr 1798 rLlrt dieser Vermessung zu be-
ginnen. Da Camp die deutscle Spradre nur wenig beherrsdrte, wurde der Deidr-
kommissar Bley in Emden von der Königl. Preußisdren Kriegs- und Domänen-
kammer zu Auridr angewiesen, zwed<dienliche Nadrridrten über die Vermessung
des Herzogtums Oldenburg einzuziehen. Die oldenburgische Kammer ermädrtigte
den Kammerrat Römer am 21. Januar 1798, den mit der Vermessung des Fürsten-
tums Ostfriesland beauftragten Artillerieoffizieren, die 1787 nadr Ausbrudr der
Revolution Holland vedassen hatten und zu denen außer Camp noch H. Bunnik
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und §tr. van der Linden gehörten (12), alle erforderlid,en Nadrrid-rten mitzuteilen,
insbesondere das trigonometrisdre Netz und ferner, falls es gewünsdrt werden
sollte, eine Grenzkarte eines Gebietsstreifens von einigen tausend Fuß Breite ver-
fertigen zu lassen.

Die Dreied<sseite Holtgast-Bokel aus dem oldenburgisdren Dreieclsnetz diente
Camp als Basis seiner Triangulation. Als Nullpunkt des Koordinatensystems wurde
der Kirdrturm in Auridr bestimmt. Die trigonometrisdren Arbeiten wurden 1800
beendet. Die topographisdre Aufnahme wuide unter Verwendung.des Meßtisdres
durdrgeführt und 1802 abgesdrlossen.

Bley hatte acht Blätter der oldenburgisdren Vogteikarte von den Grenzgebieten
gegen Osfriesland erhalten, er gab diese 1803 zurüd< und fügte als Gegengabe
Auszüge aus der Zeichnung der Ostfrieslandkarte zur Verwendung bei der Dar-
stellung der ostfriesisdren Grenzgebiete in der oldenburgisdren Generalkarte im
Maßstab 1:160000 bei.

Als Ergebnis der Campsdren Vermessung wurde die ,,Neue geographische
Spezial-Karte von dem Fürstentum Ostfriesland und dem Harlingedande" im
Maßstab 1:120000 1804 in Berlin in Kupfer gestodren und in zwei Blättern ver-
öffentlidrt (Anl. a). Bald darauf ersdrien bei C. van Baarsel in Amsterdam ein
Nadrstidr in dem kleineren Maßstab von etwa 1 :250000 (13).

Camp und seine Mitarbeiter traten 1814 wieder in hollandisdre Dienste. Die von
ihnen im Frühjahr 1812 im Landkreis Auridt begonnene Crundsteuervermessung
hatte mit der preußisdren §fliederbesetzung des l:ndes ein Ende gefunden.
A. Lang, Juist, hat 1962 einen Neudrud< der Spezial-Karte unter Vergrößerung
auf den Maßstab 1 :100000 besorgt und herausgegeben. Za dem Doppelblatt im
Gesamtformat von 1,43x1,09 m, das vom Herausgeber fur 45,- DM abgegeben
wird, soll in einiger Zeit ein begleitender Textband ersdreinen.

Es sind, wie aus einer scharfen Kritik durdr Jabbo Oltmanns hervorgeht, in den
trigonometrisdren Grundlagen der Campsdren Karte viele Unridrtigkeiten ent-
halten, die nidrt ohne Einfluß auf den topographischen Teil der Karte bleiben
konnten (14). Der §7ert der topographisdren Aussagen dieser Karte der ersten
Landesaufnahme Ostfrieslands ist jedod'r so erheblich, daß die jetzt erfolgte Neu-
ausgabe der Karte zu begrüßen ist. Als ein beadrtlidres kartographisdres Erzeugnis
aus der Vermessungsgesdridrte Niedersadrsens steht sie damit interessierten Kreisen
zur Verfügung.
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Die Bewertung von
landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten Einzelgrundstücken

Von Regierungsveffnessungsrat S c hl e m m e r m e i e r, Katasteramt Hameln

Arnold hat in seiner S&rift ,,Bewertung landwirtsdraftlidrer Einzelgrundstücke"

- Hanseatisdre Verlagsanstalt Hamburg 1957 - gezdg\ wie die Massenbewertung
landwirtschaftlidrer Einzelgrundstüd<e erfolgen kann. An Hand umfangreicher

Kaufpreisuntersudlungen hat er das Verhältnis, Verkehrswert/Ertragsmeßzahl er'
mitt;lt, das er \ü'ertfaktor nennt und in Tafel 1 seiner Sdrift graphisdr dargestellt

hat. Der Verkehrswert einer Flädre ergibt sidr als Produkt aus der beridrtigten
Ertragsmeßzahl und dem §(Iertfaktor.

Nadr einer Anwendungszeit von über 5 Jahren kann ein Urteil über die Brauch-

barkeit des Arnoldsdren Verfahrens abgegeben werden: es eignet sicl, vorzüglidl.
Es ist nur erforderlich, an Hand wirklidl gezahlter Kaufpreise die \[ertveränderung
zu emed,nen, die sidr gegenüber dem Arnoldschen \Tertfaktor örtlidr und zeitlidr
ergibt. Dese \üüertveränderung soll Multiplikator genannt werden. Seine Be-

redlnung ist sehr einfadr. Arnold hat festgestellt, daß das Verhältnis Verkehrswert/
Ertragsmeßzahl, also der \ü'ertfaktor, durchaus nidrt konstant ist; wie es die Richt-
linien von 1953 vorsehen, sondern in Gemeinden.mit niedrigerer durdrschnittlicher
Betriebszahl höher liegt, und daß Boden geringerer Güte verhältnismäßig hoher
bezahlt werden, als bessere Böden.

Das gegenseitige Verhältnis der §7erte, die §Tertfaktoren, wie von Arnold in Tafel I
graphisd, dargestellt ist, soll bei der Ermittlung des Multipllkators beibehalten
werden. Um die wirklidr gezahlten Kaufpreise vergleidrbar zu madten, müssen wir
das jeweilige Verhältnis Preis/Ertragsmeßzahl mittels der Arnoldsdren §/ertfaktoren
auf eine mittlere Betriebszahl : Ridrtmeßzahl umredrnen. §7ir nehmen zwecik-

mäßig diejenige, die etwa dem Mittel der zu bewertenden Grundsttid<sgüten ent-
spridrt. In den folgenden Ausführungen soll die Ridrtmeßzahl 60 zugrunde gelegt
werden, für die sidr nadr der Arnoldsdren Tafel 1 der §Tertfaktor 85 ergibt. Ein
Beispiel mag dies erläutern,

Für ein Ad<erstüd< der Gütezahl 46 sei das Verhältnis Preis/EMZ 1,62. Der §7ert-
faktor der Tafel 1 ergibt für 46 (an sidr die durchsdrnittlidre Betriebszahl der
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Gemeinde) in der Mittellinie 95. Die Umredrnung auf den §Tertfaktor 85 der
Gütezahl 60 erfolgt nadr 1,62 x 85 _ 1 i<

g5

Das arithmetisdre Mittel der so gewonneflen Einzelwerte wird dann zum rVert-
faktor 85 in Beziehung gesetzt, um den Multiplikator zu erhalten.

Beispiel,

Bei 25 Einzelfällen gibt die Summe der Einzelwerte 4582. Das arithmetisdre Mittel
ist dann 183,3. Dies zum §Tertfaktor 85 in Beziehung gesetzt ergibt den Multi-
plikator 183,3 :85 :2,16, der an allen Arnoldsdren Tafelwerten anzubringen ist.
Um feststellen zu können, wie zuverlässig der ermittelte Multiplikator isq kann
man audr nodr seinen mittleren Fehler errechnen. Im genannten Falle ergab sidr,

M des verhältnisses Preis leuz: ffi-, : -+8,5
und der Multiplikator : 2,16 I J4 : 2,16 ! o,lO:

85

also der Fehler zu *wa 5 o/o.

Yon Zeit zu Zeit, vielleidrt im Abstand von anderthalb bis zwei Jahren ist zu
überprüfen, ob der Multiplikator nodr zutrifft.
Mit den Sonderverhältnissen, wie äußere und innere Verkehrslage; Bodenarten-
und Kulturartenverhältnis, Form- und Betriebsgrößenverschlec.hterung usw. läßt
sidr unter Verwendung der redrtskräftig festgestellten Ergebnisse der Reidrsboden-
sdrätzung die Bewertung ausrechnen wie eine mathematische Aufgabe.
§7enn nun z. B. ein Grundstück der Bodengütezahl 70 zu bewerten ist, genügt es,
den §Tertfaktor 80 der Betriebszahl 70 aus der Tafel 1 zu entnehmen und man
erhält den §üert nach der Formel

70x89:t2'16 : Dr DMla; dies entspricht 1,21 DM/qm
100

oder
Ackerzahl 40 z 40 x 100,5 x 21,6

- 0,87 DM/qm.
100

Dieser rein landwirtschaftlidre §7ert gilt für den Normalfall. Durcl Anbringung von
Zu- und Abschlägen sind die jeweils vorliegenden Sonderverhältnisse zu berüd<-
sichtigen.

Oft genügt der rein landwirtsdraftlicfie §feft für die Bewertung nicht. Es ist z. B.

der rJ7ert von Land für kleingärtnerische Zwed<e als Gartenland oder als Zulage
für einen zu großen Bauplatz, also für eine Gesamtflädre von z. B. 14OO qm zu
ermitteln. Die Faustregel, Gartenland mit dem doppelten \7ert des rein landwirt-
sdraftlichen \üertes anzusetzen, befriedigt nicht und trifft aucll nidrt zu. Eingehende
Preisvergleiche, einerseits der für Ackedand und für Kleingartenland gezahlten
Pachtpreise, andererseits der bei Verkäufen erzielten Preise, haben ergeben, daß
das Verhältnis Gartenland/Ad<erland : 5/3 ist, d. h. also, Idr erhalte den Preis
fär Gartenland durdr Zusd'rlag von etwa 67 o/o zum Ad<erpreis. In unserern
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oben angeführten Beispiel wäre der'§?'ert, wenn die Bewertungsobjekte als Garten

anzusetzen sind, für

Gütezahl70: l2l + 0,80 : rd. 2,00 DlvVqm,

Gütezahl 40 0,87 + 0,58 : rd. 1,45 DM/qm.

Der 1400 qm große Bauplatz, der auf einem bisherigen Ackerstüd< der Boden'

güte 70 auszulegen ist, wäre also zu bewerten:

800 qm ä 5,50 DM/qm (BaulandPreis) -
600 qm ä 2pO DM/qm (Gartenland) _

4 400,- DM
1200,- DM

1 400 qm : 5 600,- DM

Der mittlere Preis beträ$ also 4,- DlvVqm, der als dem § 47 RHO entspredrend

anzugeben wäre, wenn ei sich um Abgabe aus Landesbesitz haridelt'

Bei der Abgabe von bisher landwirtsdraftlidr genutzten Grundstüd<en für Zwedce

der öffentliäen Hand, z. B. für die Anlage oder Verbreiterung von Straßen, Eisen-

b"hr,.r,, Flugplätzen, §port- und Spielpläizen, Park- und Erholungsanlagen hat sich

allmahlidr {irelgt, daß eine Einigung zu erzielen ist, wenn dem- bisherigen_ Eigen-

tümer das 
-LnaärindUfadre 

des lanäwirtsdraftlidren \üertes geboten wurde. Da-

neben wären ihm, da ihm bei der Enteignung der volle \rert als Entsdrädigung

zu gewähren wäre, zu vergüten:

1. evtl. spätere bessere Ausnutzungsmöglidrkeit als Bauland,

2. Ernteausfall, wenn das Grundstüdc vorzeitig in Ansprudr genommen werden

mußte oder besdrädigt wurde,

3. Gefährnisausgleidr, wenn die Straße durdr den besseren Ausbau größeren Ver-

kehr an sidr ziehen würde,

4. Formversdrledrterung bei zu sd,mal werdenden oder ungünstig gesdrnittenen

Grundstücken,

5. Betriebsgrößenversdrledrterung'

Bei Anbringung dieser Zuschläge, die dem Bauträger der öffentlichen Hand es meist

ermöglichei wärden, eine Einigung mit dem Grundeigentüfnet zv erzielen, entfallen

die laingen \üartezeiten bis zum Baubeginn und der Zinsverlust, der sonst entsteht

durdr den Zeituntersdried zwisdren Baubeginn und Eigentumsübergang.

Beispiel eines katasteramtli&en Vertgutaütens

für die Flurstüd<e 2/1 - 556 qm groß -, 4/l - 1260 qm 8roß - und tglt

- 444 qm groß - der Flur 2 der Gemarkung R., Gemeindebezirk H.

Die o. a. Flurstüd<e sind im Juni v. J., also nodr vor der Ernte, zur Verbreiterung
der Bundesstraße in Ansprudr genommen worden.

Das Flurstti& 2h gehö* dem Bauern B. Bei der Reidrsbodensdrätzung ist es ein-

gesdrätzt als L 3 Lö78/80.

Das Flursttid< 4/1 ist eingetragen für den Gutsbesitzer R. Die Bewertung ist eben-

falls L 3 Lö78/8O.
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Das Flurstü& 1911 gehört dem Gastwirt S. Eingesdrätzr ist es zu z/5 mit sL 3 D
62162, zu 215 mii L 3 Lö7818O.

Bei der auf Anordnung des Nieders. Min. d. Innern durdrgeführten ortsbesidrtigung
nahmen außer dem Leiter des Katasteramtes die Herren R-. sen. und jun., B. u. Sltei[

Hierbei wurde folgendes festgestellt:

Die Höff von R. (92,8 ha groß) und B- (ca. 40 ha groß) werden von ihren Eigen-
tümern bewirtsdraftet. S. (Betriebsgröße in R. etrva 4 ha) wirtsdraftet nidrt. 

-Die

Ländereien sind verpad'rtet. Das stammflurstü&.gzllg hatte R. in padrt. Das Flur-
stä&.97119 hat zur Bundesstraße eine derart steile, zur Bundesstraße gehörige
Bösdrung, daß es nur von Nordosten - dem §7'ege Flurstü& gg/4g 

-1us b-e-
fahrbar ist. Es ist ein lang gestred<tes, nur etwa 40-m breites Grundstüdq dessen
Längsgrenzen einander nicht parallel sind. Es wird einerseits durdr die Bundesstraße,
andererseits durdr die Eisenbahn begrenzt. Es ist ein bei der Eisenbahnanlegung
verbliebenes Restgrundstiid<.

De Flursttid<e 2/l und 4/1 gehören in dem Teil, der zur verbreiterung der
Bundesstraße herangezogen werden soll, mit zu den besten Böden in R. uid im
gesamten.Kreisgebiet. §(egen des sdrwadr geneigten Hanges ist der Mutterboden
herabgesdrwemmt und hat sidr unten angelagert. And.rirseits ist die Gelände-
neigung jedodr nidrt so stark, daß Ausspülungen vorkommen, was in R., durdr
die mitunter leidrt hängige Lage der Ad<er bestimmt, bisweilen in Kauf genommen
werden muß.

Das R.sd-re Grundstiid< hat seine Zu- und. Abfahrt im südwesten, vom Koppelwege
Flurstäd< 45 aus. Das B.sdre Grundstüdc hat ebene zuf.ahrt von der Bundesstraß-e.
Eine Airderung tritt durdr den Ausbau hierin nidrt ein. Ds R.sdre Grundstürk
liegt teilweise höher als die Straße. Bei einer Erhöhung der Straße würde zwar eine
evtl. zufahrt von der Bundesstraße eher möglidr sein, bedarf jedodr keiner Be-
rü&sid,tigung, da weiterhin die Zu- und, Abfahrt vom FluÄtti& 45 aus er-
folgen wird.

Die zu begutadrtenden Grundstüd<e liegen zwar selbst nadr dem z. Z. vorliegenden
Flär{rennutzungsplan nidrt im Baugebiet. Bei der §fertsdiätzung muß'yedodl fol-
gendes beadrtet werden, R. gehört zur Stadtgemeinde H. im Cegensitz zu den
tlbrigel Nadrbargemarkungen A., Klein B. und vielleid.rt §7. Naheiu die gesamte
Gemarkung H., soweit sie überhaupt bebaubar ist, ist bereits bebaut. §7äs fiegt
näher, als daß die zur Stadtgemeinde gehörende Gemarkung R. nodr mehr Jls
bisher zur Besiedlung herangezogen wird. Der nördlidr der Bundesstraße liegende
Hang ergäbe dann in seinem unteren nadr Süden geneigten Teile ein ideales §7ohn-
siedlungsgebiet. Bei der Begutadrtung ist zunädrst der Vetkehrswert, also der Preis
zu erredrnen, der im gewöhnlidten Gesdräftsverkehr zu erzielen wäre. Hierbei
können die Argumente einer eventuellen späteren §Tertsteigerung nidrt unbeadrtet
bleiben, wenn audr ihre Kapitalisierung infolge des vagen Zeitpunkts der Aus-
führung überaus sdrwierig ist.

Bei immer besser werdendem Ausbau der Bundesstraße wird diese Straße nodt
mehr Verkehr auf sidr ziehen, als sie heute sdron hat. Das §7agnis, sie mit Ad<er-
wagen und -geräten zu befahren, wird immer größer und sdrwieriger. Abgesehen
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von der direkten Gefahrdung von Mensdr, Tier und Gerät, wirkt sich die Schadens-

haftung audr in der Erhöhung der Prämie aus, weldre die landwirtsdraftlidre Unfall'
berufs§enossensdraft von deinen ihrer Mitglieder erhebt, die beim landwirtsdraft'

lidren 
"Betrieb 

gezwungen sind, die Bundesstraße zu kreuzen. Durdr Erhöhllg der

Unkosten u..ri'rg"rt rld, di. Rente, der §7ert des ganzen Hofes sinkt-ab. Bei der

Ermittlung der ,,iollen" Entsdtädigung kann dieses nidrt unbeadrtet bleiben.

Die verbleibenden Reststüd<e der zu begutadrtenden Objekte werden jetzt und

vorläufig audr nodr längere Zeit landwirtsdraftlidr genutzt.

Deshalb sollen zunädrst die für landwirtsdraftlich genutzte Uändereien gezahlten

tatsädrlidren Preise betrad'rtet werden.

In derTabelle auf Seite 70 sind die Preise - insgesamt 25 - des Jahres 1962 bis

zum Januar 1963, die für landwirtsdraftlidre Einzelgrundstüdce bezahlt wurden und

geöignet ersdleinen, ausgewertet worden.

Die Bewertung soll nad.r der bewährten Methode des Budres ,,Arnold, Bewertung

landwirtsdrafdidrer Einzelgrundsttid<e" (Hanseatisdre Verlagsanstalt GmbH Ham-

burg 1957) erfolgen. Hieibei sollen die. Ergebnisse der Reid'rsbodensdrätzung als

Ausiangsbasis be.-nutzt werden. Es ist also der Faktor zu ermitteln, mit dem die

,ogä"rint.r, Ertragsmeßzahlen zu multiplizieren sind, um den landwirtsdraftlidren

\[-ert zu erhalten. Bekannt ist, daß die EMZ nidrt direkt proportional zum Preis ist'

Böden geringerer Bodengäte werden verhältnismäßig höher bezahlt, als nadr

ihrer Ertragsmeßzahl erwartet werden konnte.

Diese Tatsadre ist in der Tafel 1 von Arnold auf Grund umfangreidrer statistisdrer

Unterzudrungen ausgewertet. Es kommt also lediglid'r darauf an,__mit Hilfe tat-

säd.rlidrer PÄise dei Multiplikator zu ermitteln, mit dem der §üertfaktor der

Tafel 1 von Arnold zu vervielfältigen ist, um das Preisniveau von H' ridrtig

zu erfassen.

In der Spalte 9 der Tabelle sind die Preise ermittelt, die für eine Einheit der

Ertragsmäßzahl gezahlt worden sind. um diese miteinander in Beziehung zu

bringän, sind siehit Hilfe der Arnoldsdren Tafelwerte (Spalte 10) auf die - an

sia'witiktirli& gewählte - Bodengütezahl 60 reduziert worden nadr der Formel

Spalte 11 :
Spalte 9 X 8 5 (§fertfaktor für 60 der Tafel I )

Spalte 10

Als Mittel ergibt sidr aus den 25 Kauffällen das Verhältnis Preis/Ertragsmeßzahl
für ein Ad<ergrundstüd< mit der Gütezahl 60 zu 1,833 * 0,085. Der §ü'ertfaktor

der Tafel t von Arnold beträgt für 60 (an sidr für die durüsdrnittlidre Betriebszahl
der Gerneinde) 85. Somit ergibt sidr der Multiplikator für H. z. Z. zv

{PtH 2}6 +o,ro.85 85

§(/ie bei den großen Untersdrieden nidrt anders zu erwarten war, beträgt der

mittlere Fehler etlva 5 /6.
Streng genommen hätten an jedem einzelnen Preise die vorliegenden Sonder-

verhältnisse (Form, innere und äußere Verkehrslage, Kulturartenverhältnis usw.)
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durdt Zu- und Absdrläge berüd<sidrtigt werden müssen. Hiervon kann jedodr,
abgesehen von der großen Unsicherheit, die jedem Preise an sidr anhaftet, Abstand
genommen werden, da unterstellt wird, daß nadr dem Cesetz der großen Zahl bei
Mittelung sidr etwa der Normalfall ergeben dürfte.

Nadr diesen allgemeinen Vorbereitungen kann zur Bewertung vorliegenden Falles
selbst gesdrritten werden. Es bedürfen der Berüd<sidrtigung:

1. Außere Verkehrslage

Molkerei liegt in H. 
' 
Abholung von Sammelstellen bzw. ab Hof in R.

Verladebahnhof , Güterbahnhof H.
Zud<erfabriken: a) E-Tred<ertransport

b) N-Bahnversand

Absatzgebiet für leidrtverderblidre Erzeugnisse: H., daher Gemüsebau möglidr.
Die äußere Verkehrslage ist als günstig anzusehen, Zusdl/rag gemäß Arnold
Tafel 8: 5o/s.

2. Innere Verkehrslage

Vom Ortsrand beträgt die Entfernung z.rm

Flurstüd< 2/1 720 m Kunststraße : 500 m Redrnungsentfernung
Flurstüd< 4/1 360 m Kunststraße : 250 m Redrnungsentfernung
Flurstüd< 19ll 360 m Kunststraße : 250 m Redrnungsentfernung

Damit ergibt sidr nadr Arnold Tafel 10

Flurstäd< 2/1 Ad<erzahl : 80: 6o/s Zusdiag
Flurstüd< 4/1 Ad<erzahl : 80: 110/6 Zusdlag
Flurstüd< 1911 Ad<erzahl :692 13o/o Zusdiag

3. Kulturartenverhältnis
In R. beträgt der Grünlandanteil der landwirtsdraftlidl genutzten Flädre nach der
Begriffsbestimmung des § 146 des BBauG und des § I des Grundstücks-
verkehrsgesetzes vom 28.7. 1961 14o/o, der des Ad<ers 860/6. Nadr Tafel 6
von Arnold ist ein Absdllag von ca. 1o/e anzubringen.

4. Bodenartenverhältnis (Tafel 3-5 von Arnold) brauclt nidrp berüd<sichtigt zu
werden, da extrem schwere, leidrte oder Moorböden nicht zu bewerten sind.

5. Lohnniveau

entspridrt dem der Hildesheimer Gegend.

6. Formversdrledrterung:

Die Stammflurstüd<e 2 und 4 erleiden keine Formverschledrterung durcl Ab-
trennung eints Streifens zur Straße. Ihre Bewirtschaftungsweise wird nidrt
geändert.

Das Flurstüd< 97119 jedodt, das bisher nur eine Größe von 0,6948 ha hatte,
wurde um 444 qm : 6,3y" kleiner. Die an sidr sd-ron geringe Breite von
40 m verringert sidr weiter um über 2,5 m. Der §Tertabfall ergibt sidr nach
Tafel 15 (Arnold)
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bisherige Größe 0,695 ha bei §Tertzahl 69: 12,5o/e Mehraufwand
neue Größe 0,651 ha bei Vertzahl 69, 13,5o/e Mehraufwand

Der §Tertabfall beträgt also rund 1o/sdes §(ertes des Röststücl<s von 6504 qm.
Dieser ist zusätzlicfi zu vergüten.

7. Betriebsgrößenversdrleclterung

Vom R.scien Hof (93 ha) werden 1260 qm entnommen. Dies spielt zwar an

sich bei dieser Betriebsgröße noch keine ausschlaggebende Rolle. Jedoch muß
berücksichtigt werden, daß alle landwirtsdraftlid-ren Betriebe in R. bereits früher
durcJr Landabgabe verkleinert worden sind und auch weiter durdr Inanspruch-
nahme durdr die öffentlidre Hand und infolge Vadrsens der Stadt H. durch
Cestellung von Bauland immer weiter gesdrmälert werden, bis der vorhandene
Bestand an totem und lebendigem Inventar nidrt mehr das ricltige wirtschaft-
lidre Verhältnis zum bewirtsdufteten Lande hat. Letzten Endes werden alle
landwirtsdraftlichen Betriebe in R. dem Sog der Stadt erliegen. Je kleiner ein
Betrieb ist, um,so stärker ist der Einfluß einer Landabgabe auf den erzielbaren
Reinertrag. Ersatzland ist in R. nidrt zu kaufen.

Nadr Tafel 13 von Arnold ergib sich für den
R.sdren Betrieb - Cröße 92,8 ha, Betriebszahl 70 §ü'ertziffer 89 110

aut 12,8 ha Differenz 5Z3O
Somit für 126Ö qm : 57 DM x2,76 : 124 DM Entsdrädigung.

Vom B.sdren Betrieb - Größe 40 ha, Betriebszahl der Gemeinde 70 - werden
556 qm abgegeben

Tafel t3 von Arnold Vertziffer 51 430 für 40 ha
§Tertziffer 46870 für 35 ha

Differenz 4 560 für 5 ha

Somit für 556 qm : 51 DMxMultiplikator 2,16 : 110 DM.

Für den S.schen Betrieb ergibt sid-r

- Größe 3,97 ha Abgabe 444 qm - durch Interpolation, da die graphische
Tafel hierfür nidrt ausreidrt, rd. 90 DM.

Bewertung

1. Flurstüd< 211 (B) : 556 qm groß

Ad<erzahl 80, Betriebszahl 70, §Tertfaktor 80, Multiplikator 2,16

Außere Verkehrslage + 5yo 80 + 8 : 88 Beridrtigte Ad<erzahl
Innere Verkehrslage + 60Ä 88 x '{Tertfaktor x Multiplikator
Kulturartenverhältnis - :% : 88 x 80 x 2,15 : 1i2 DlvVqm

+ lÜoÄ : rein landwirtschaftlicler §7ert

Ermittlung der Entschädigung:

Als Erfahrungszuscllag bei der Abgabe für Zwecke der öffentlichen Hand sind
5OoÄ dq landwirtsclaftlidren §Tertes anzusetzen. Somit ergibt sidr
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landwi rts chaftli cher §7ert
50"Ä Zuschlag (s. oben) bei Abgabe an öffentliche Hand
20"/" Zuschlag f. künft. evtl. bessere Ausnutzung f . Bauzwecke
Ernteausfall
10o/" Ausgleidr für die Erhöhung der Gefahrdung durch den

besseren Straßenausbau
Betriebsgrößenverschlechterung 1 1 0 DM

556 qm
Insgesamt 556 x 3,18 : 1768 DM

1,52 DM/qm
0,76 DM/qm
0,304 DM/qm
0,25 DM/qm

0,152 DM/qrn
0,196 DM/qm

3,18 DM/qm

2. Flurstück 411 (R) _ 1260

Acl<erzahl 80, Betriebszahl

Außere Verkehrslage +

Innere Verkehrslage +
Kulturartenverhältni s

ÄußereVerkehrslage + 50Ä
Innere Verkehrslage + 13"Ä
Kulturartenverhältnis I oÄ

qm

70, Wertfaktor 80, Multiplikator 2,76

5 o/o 80 + 15 o/" : 80 + 12 - 92 Berichtigte
Ackerzahl

tt "Ä
1oÄ 92 x 80 x 2,16 : li9 DM/qm

+ 15o/" - rein landwirtschaftlidler §7ert

landwirtschaftlicher Vert
50 "/" Erfahrungszuschlag (öffentliche Hand)
20"/" für evtl. bessere Bauausnutzung
Ernteausfall
1 0 o/o Gefahrnisausglei ch

Betriebsgrößenverschlechterung 124,- DM

1260 qm

Insgesamt 1260 qm x l}l DM/qm : rd. 4045 DM
321 DM/qm

3. Flurstüd< 1911 (S) 444 qm groß

Ad<erzahl (durdrsdrnittlidr) 69, Betriebszahl 70, §/ertfaktor 80, Multipli-
kator 2,16

1,590 DM/qm
0le5 DM/qm
0,318 DM/qm
0,25 DM/qm
0,159 DM/qm

0,098 Dlvl/qm

I,40 DM/qm
0,70 DM/qm
0,28 DM/qm
0,25 DM/qm
ol4 DM/qm

0p05 DM/qm

0203 DM/qm

3,18 DM/qm

69 + 17"/": 69 + 12 - 81

81 x80x2,16_ lt40DM/qm

+ 17"Ä

lan dwi rts ch aftli cher \ü7 ert
50o/" Zuschlag wegen Abgabe an öffentliche Hand
20"Ä Zuschlag wegen evtl. besserer Bauausnutzung
Ernteausfall
I 0 "Ä Gefährnisausgleich
Formverschlechterung 6504 x 1,40

444 x 100

Betri ebs größenverschledrterung 90,00

M4
Insgesamt 444 x 3,18 : l4l2 DM
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Ermittlung
des Verkehrswertes eines Erbbaugrundstücft s

Von Oberregierungsvermessungsrat Professor Dr. En gelbert,
Regierung Hannover

Die zur Ermittlung von Grundstüd<swerten eingesetzten Gutadrteraussdrüsse
haben in zunehmendem Maße §7erte von Grundstücken zu ermitteln, die mit
Erbbauredrten belastet sind, weil die Crundstüd<seigentümer den Erbbauzins den
erhöhten Crundstückswerten anpassen wollen. Die folgenden Ausführungen be-
fassen sich mit einem soldren Fall.

Der Gutacfiteraussdruß beim Landkreis H. hat in der Sitzung vom 13. 6. 1963
den Verkehrswert für den Grund und Boden eines Erbbaugrundstücks in der Ge-
meinde B. mit 14,- DM/qm festgestellt. Da mehrere Kaufpreise aus den letzten
Jahren für vergleidrbare Grundstücfte in d,er Nadrbarschaft vorlagen, konnte dieser
§fert nadr dem Vergleichswertverfahren einfach ermittelt werden.

Die Erbbauberedrtigte, eine \Wohnungsbaugenossensd-raft, ist mit dieser Bewertung
nidrt einverstanden. Nadr ihrer Auffassung ist das betreffende Erbbaugrundstüd<
unverkäuflidr, weil es mit zinslosen öffentlichen Mitteln im Rahmen des sozialen
§Tohnungsbaues bebarrt ist und weil es sich um \ifohnungen mit preisgebundenen
Mieten(Nutzungsgebühren)handelt, die eine Rendite, wie sie vonKäufern bebauter
Grundstüd<e üblidrerweise erwartet werden, nidrt zulassen. Hieraus wird gefolgert,
daß es für dieses bebaute Grundstüd< keinen ,,Verkehrswert" im Sinne des Bun-
desbaugesetzes gibt. Im übrigen hält die Erbbauberedrtigte aber die Höhe des
gesdrätzten Grundstückswertes für baureifes Land in der betreffenden Gegend
für angemessen.

§7egen der grundsätzlidren Bedeutung der angeschnittenen Fragen hat sich der
Gutad-rterausschuß beim Landkreis H. in seiner Sitzung am 25. Juni 1963 erneut
mit der Bewertung des Erbbaugrundstücfts besdräftigt. Er sah sich aus folgenden
Gründen nidrt in der Lage, von dem in seiner Beratung vom 13. 6. 1963 ermittel-
ten \Wert abzugehen'

1. Der vom Gutachteraussdruß ermittelte §7ert beruht auf Preisen aus der näheren
Umgebung des zu bewertenden Objektes, für die gleichartige oder ähnlicle
Bedingungen gegeben sind. Für Vohngebiete gleidrer Nutzungsmöglichkeiten
in 8., bei denen die angeführten Voraussetzungen (sozialer \Wohnungsbau,

öffentliche Förderung usw.) nidrt vorliegen, liegen die Grundstü,*spreise
wesentlich höher.

2. In dem Erbbauvertrag vom 27. 6. 1956 wurden dem Erbbauzins offensichtlich
edrte Verkehrswerte zugrunde gelegt. Die besonderen wirtschaftlichen Verhält-
nisse, wie sie in der Gegdnvorstellung der Erbbauberechtigten dargelegt werden,
haben sich inzwischen nicht geändert.

3. In dem zu 2. genannten Erbbauvertrag ist gesagt, daß auf §(runsdr einer der
Vertragsparteien der Erbbauzins neu festgesetzt werden kann, wenn eine
wesentliche Veränderung in der allgemeinen wirtsdraftlidren Lage, insbesondere
hinsidrtlich der Grundstückspreise eintritt.
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Die Beforderung
Redrtsvorsdrriften und Grundsätze

Von Oberregierungsrat Hö1per, Nieders. Ministerium des Innern

I. Allgemeines

Die neuen beamten-, laufbahn- und besoldungsred-rtlidren Vorschriften in Nieder-

,udrr.rr, die zugleich die alten aufheben, und der Verzidrt auf ein Allgemeines

Dienstaiter (AD"A) im Bereidr der Niedersächsiscl-ren Vermessungs- und Kataster-

n.r*.lt.rrrg haben'offenbar Anlaß zuZweifeln und Unklarheiten darüber gegeben,

nach welden Rechtsvorschriften und Grundsätzen ein Beamter befördert werden

t unn. NrAra.hend sollen diese zusammenfassend in der gebotenen Kürze dar-

g"t"gt u"a erläutert werden, soweit es für die Beamten der Vermessungs- und

Katasterverwaltung bedeutsam erscheint.

II. Beamten- und laufbahnrechtlidre Vorsdrriften

Die Beförderung ist ein Unterfall der Ernennung, und zwar eineErnennung, durch

die dem Beamien ein anderes Amt mit höherem Endgrundgehalt und anderer

Amtsbezeichnung verliehen wird (§ 7 Abs. 1 Nr.4 NBG, § 7 Abs. l-NLVO). Eine

ii.it."t.Uung oäer die nadr der Besoldungsordnung zulässige Einstufung desselben

Amtes in einä höhere Besoldungsgruppe ist keine Beförderung. Einer Beförderung

steht es jedoch gleich, wenn dÄm Bäämten, ohne daß sich die Amtsbezeidrnung

arJ..t, .i, urrdä.", Arnt -it höherem Endgrundgehalt übertragen wird (§ 7
Abs. 1 NLVO). - Beispiel: Einem Beamten der Bes.-Gr. A 13 wird ein Amt der
g"r.Gr. A 13;übertragän, wobei es hier dahingestelit bleiben mag,_ob es zweck-

mäßig und wünschenswert ist, in einzelnen Verwaltungszweigen im Gegensatz zur

"ilg.ä"ir,., 
und inneren Verwaltung solcle Amter überhaupt einzuridrten oder

bestehen zu lassen -.
Ein Beamter darf während der Probezeit, vor Ablauf eines Jahres nach der An-

stellung (erste Verleihung eines Amtgs) und in den letzten drei Jahren vor

Erreidrän'der Altersgrenzä nidrt befördert werden. Unzulässig ist außerdem eine

Beförderung vor Ailauf eines Jahres nach der letzten Beförderung, wenn das

bisherige Ämt zu durchlaufen war. Amter, die regelmäßig _zu clurdrlaufen sind,

dürfen nicht übersprungen werden (§ 14 Abs. 1 NBG). Ob ein Amt im regel-

mäßigen Beförderungsturnus zu durdrlaufen ist, bestimmt die für die Ordnung

der Laufbahn.n ,ur1är,dige oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem

Minister des Innern und dem Minister der Finanzen (§ 7 Abs. 2 NLVO), wobei

der Landespersonalausschuß mitzuwirken hat (§ 119 Abs. 3 Nr. 1 NBG). Hierüber

ist zwar z. Z. r'odr nidrts bestimmt worden, aus der amtlidlen Begründung zu

§ 14 NBG ergibt sidr aber, daß ein Beamter unmittelbar au,s einem Amt der Bes.Gr.

A 13 in ein ölcl.res der Bes.Gr. A 14 befördert werden kann. Er kann aber zunädrst

in ein Amt der Bes.Gr. A 13a befördert werden; eine weitere Beförderung in ein

Amt der Bes.Gr. A 14 ist dann audr sdron vor Ablauf eines Jahres möglidr. Das-

selbe regelten bereits die Erläuterungen zu den inzwischen aufgehobenen Reidls-

grundsätzen über die Anstellung, Einstellung und Beförderung der Beamten vom
"+. g. tglZ (RMBliV. S. 1453). Der Landespersonalaussdruß kann - verwaltungs-

üblidr und auch notwendig auf Antrag der obersten Dienstbehörde - Ausnahmen

von dem Verbot der Beförderung während der Probezeit, in den letzten drei
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Lu,f6 *hu

Jahren vor Erreichen der Altersgrenze und innerhalb eines Jahres nadr der letzten
Befördellng sowie dem Verbot äer Sprungbeförderung zula-sser, (ss r+, r 19 Abs. lNr. I NBG). Ausnahmen von dem Verbät der Beföiderung in'äen letzten drei
Jahren vor Erreicjhen der Altersgrenze werden in der Regel jädoclL;. ;r;;i;r;;;;
wenn-die entspredrenden Planstellen im Haushalt neu he"rausgebradrt worden sind
und der Beamte das höhere Amt seit längerem *ahrgerromäen hat, oder wenn
außergewöhnliche Gründe v_orli9ge1. Dabei wird ein itrenger Maßsiab 

"r,g.l.gt.Hiermit sollen sogenannte Gefälligkeitsbeförderungen und. äuch vorzeitige "Befär-

derungen von, Beamten, die noch nidrt ttber die e-rforderlidren Erfahrungen ver-
fügen, vermieden werden. solche Beförderungen lassen sich 

"u.L 
a* der beamten-

redrtlidren Fürsorgepflic]rt des Dienstherrn (s gz NBG) nidrt hedeiten.

§ 14 Abs.2 NBG bestimmt übereinstimmend mit der Redrtspredrung deklara-
toriscJr, daß ein Red-rtsanspruch auf Beforderung nidrt besteht. Ein Ansiruch kann
auclr nicht hergeleitet werden, wenn ein Beamteiläng ere zeit eine höhere Funktion
wahrgenommen hat. Jedoch sind Fälle deakbar, die änen Ansprudr !.L", konr,.n,
z. B. wenn einem Beamten rechtsverbindlidr (und schriftlidr) ion där zuständigen
stelle eine_ Beförderung zugesidrert worden ist. §7egen einer unterbliebenen Be-
törderung können unter bestimmten Voraussetzungenaudr Sdradenersatzansprüdre
aus Amtspflichtverletzung-(§_ 83_9 BGB) hergeleii=et werden. Die Ftirsorgepflidrt
kann den der Ernennungsbehörde eingeräumien Ermessensspielraum d"rübä., ob
ein Beamter für eine Be{örderung geeignet ist, grundsätzlich nicht einengen, weil
sie sich nur auf das bekleidete Amt bezieht. Älerdingr kann eine andere ver-
letzung der Fürsorgepflicht, aus deren Folge ein Beamt-er nicht befördert worden
lst 

_zu 9in9ry Anspruch auf sd,adenersatz und Nadr,trolung der Beförderung führen
(2. B. Nichtbeförderung wegen Zugehörigkeit zu einer Cewerksdraft). Siihe audr
Absdrnitt V 3.

Die NLvo bestimmt in mehreren Fällen, daß der Beamte Dienstzeiten zurüd<-
zulegen hat, bevor er befördert werdea darf. So kann ein Amt der Bes.Gr. A 1t
oder A 12 erst verliehen werden, wenn der Beamte 35 Jahre alt ist und eine Dienst-
zeit von 8 Jahren zurücJ<gelegt hat. Aufstiegsbeamten aus dem mittleren Dienst
darf einLmt der Laufbahn des sehobenen Dienstes nach erfolgreidrer Einführungs-
@prüfung erst verliehen *..aän, **,, ,i. sidr in 1
';' Dienst \
kann ein Amt der Bes.Gr. A 14 erst vediehen werden, wenitä Eeärirte eine \
Denstzeit von drei Jahren zurüc]<gelegt hat. Ein höheres Amt in dieser Laufbahn- \
gruppe kann erst übertragen werden, wenn der Beamte 35 Jahre alt und eine i
Dienstzeit von sed-rs Jahren zurückgelegt-hat; für oberste Dienstbehtkden gilt i
darüber hinaus nodr Besonderes. Der Aufstieg vom gehobenen in den höheien i
Dienst, soweit er gesetzlidr oder wegen der Eigenart der Laufbahn nidrt unzulässig I
ist, und die Beförderung in ein Eingangsamt dieser Laufbahn setzen voraus, dai i
sici der Beamte in einem Beförderungsamt befindet, eine Dienstzeit von minde- I

stens 15 Jahren zurüdcgelegt hat, nicht älter als 58 Jahre ist, nadr einer Einfüh- I
rungszeit die Aufstiegsprüfung abgelegt hat und nadr Fähigkeiten, Leistungen und i
Persönlidrkeit geeignet ist. Auf die Aufstiegsprüfung kann verzidrtet werden, wenn I
der Beamte seine Laufbahn durdrlaufen hat, also ein Amt der Bes.Gr. A 1r oder i
A 12 innehat, und mindestens 45 Jahre alt ist. Ausnahmen von Mindestzeit ""d /'alter sind zulässig. Die Dienstzeiten in diesem Sinne redrnen von der ersten Ver-..."'

'u "9;*^l t'W1"fl;,1'/.,,^ *,§ f,,ft'.-",.-^ e;*/4|0-;//4 &r,
Wfu4*'t /*t("W ^*u"ft ;rt+t

'al
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leihung eines Amtes in der Laufbahngruppe oder vom Ablauf der Probezeit an.

Sind BefOrderungen entgegen den gesetzlidren Vorsdrriften vorgenommen worden,

so sind sie doch-rechttnu-i.üt"* uttd kött* weder widerrufen noch zurüd<genom-

men werden. Bei Verstößen haftet der verantwortlid're Beamte und ist außerdem

disziplinar zu belangen. Eine Beförderung ist jedodr nidrtig, wenn sie von einer

,.afia nidrt zuständigen Stelle 
",rrg..p.odr"n 

oder eine gesetzlidr vorgesdrriebene

lrti*irf.ung (Landesiersonalaussclirß 
- 
oder Aufsichtsbehthde) mißadrtet worden

ist. Diese fät. t Onnen jedodr nadrträglich bestätigt oder durdr- Zu-stim-mung geheilt

*erd.n (s 18 Abs. t uidZ NBG). Die Gründe, die zwingend o_der fakultativ zur

Rüd<nahme einer Ernennung (Beförderung) führen, zählt §19 NBG auf'

III. Haushaltsredrtlidre Vorsdrriften

Zu beadrten sind ferner haushaltsredrtlidre Vorsdriften. Die nodr in § 28 Abs. 2

DBG für die Ernennung (Beförderung) geforderte Planstelleneinweisung kennt

.das NBG nicht mehr. Dä ör.rndsat, ein.i strengen Trennung beamtenred,tlidrer

und haushaltsmäßiger Gesidrtspunkte 
. 
steht dem entgegen, zumal es. auch bisher

keine beamterrreclrili.I,en Folgän zeitigte, wenn diese Vorsdrrift verletzt worden

war. Der in die RHO eingefügte § 36b bestimmt daher, daß ein Amt nur zusam;

men mit der Einweisung ii eiie besetzbare Planstelle verliehen werden darf. \üer

b.ford.rt wird, kann Äit §{ri.kung vom 1. des Monats, in dem die Beförderung

*irt."- g.*ord.r, ist (Tag der Äushändigung der E1-elnungsykunde oder ein

;äi;;;; iä d., utkt"'de üe'eiclneter Tag j s to NBG) in die entspredrende

Pianstelle eingewiesen werden; er kann mif Rückwirkung_von hödrstens 3 Monaten

;i;g;i.; iu"rd.n, soweit 
-er 

während_ dieser Zeit die Obliegenheiten dieser

.JJ. .i"* gleidrweitigen Stelle tatsädrlidr wahrgenommen hat und die Stelle, in

die er eingäwieren wiid, besetzbar war. Von diesem Zeitpunkt an_ erhält er die

öi.ru.U"rtig" nach dem Beförderungsamt (§ 3 Ab;' 2 LBesG)' Nadr dem \Tillen

des G...tri.bers soll hier aus Vereinfadrungsgründen immer zum 1. eines Monats

.ing.*i.r.i werden (RdErl. des Nds.FinM votm 24.9. 1959 (Nds. MBl. S. 687 -
Gtiitl FinM 3lll5). Verstöße gegen diese haushaltsredrtlidre Vorsdrrift beein-

ia*t ig." zwar nidrt die Stelluni äes befOrderten Beamten, ziehen aber Regreß-

";i;f;" und Disziplinarmaßna-hmen des für die Beförderung verantwortlichen

Beamten nach sidr.

IV. Funktionsgeredrte Besoldung

\renn man die Beförderung behandelt, muß man audr die Vorsdrift des § 21

Abs. 2 LBesG erwähnen. Danacl erhält ein Beamtef, wenn er die dienstlidren

Obliegenheiten eines Amtes wahrnimmt, für das der Organisations- und Stellen-

plan äie Planstelle einer höheren Besoldungsgruppe vorsieht, nadr Ablauf von

äinem Jahr, wenn die Planstelle frei war und ist, eine widernrflidre, nidrt ruhe-

gehaltf;higä Stellenzulage. Sie beträgt den Untersdriedsbetrag zwisdren dem

ör,rrrdg"hält seiner Beso--ldungsgruppe 
-und 

der der höheren, Dese Stellenzulage

ermOgfdrt eine funktionsgerechte Besoldung und kommt im Ergebnis einer, wenn

auch 
"zeitlicl ggf. befristäten, Beförderung gleidr. Auf die Voraussetzungen für

diese Stellenzulage soll jedodr hier nidrt näher eingegangen werden'
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V. BefOrderungsgrundsätze

L Fignung, Befähigung, fadrlidre Leistung

Der Beförd_erungsparagraph 14 des NBG enthält selbst keine Grundsätze, nach
denen ein Beamter befördert werden kann. Nach § g der aufgehobenen Reichs-
grundsätze vom 14. lo. l9J6 konnte nur der Beamte befördert irerden, der neben
restloser Erfüllung der allgemeinen Beamtenpflichten nach seinen dienstlictren
Leistungen und rähigkeiten del Anforderungen des höheren Amtes voll entspricht;
das allgemeine Dienstalter (ADA) allein redrtfertigte eine Beförderung in keinem
Fall. §flenn audr eine verweisung auf s 8 NBG i;s 14 NBG fehlt, sä muß doch
der Grundsatz des s 8 für ßeftlrderungen maßgebend sein, da die Beförderung
eine Ernennung ist. Hiernadr sind also Befördeiungen nadr Eignung, Befähigun[
und fachlicher Leistung vorzunehmen. Niemand därf wegen Jelrrei'Geschle"chti
seiner Abstammung, seiner Rasse, seines Glaubens, seiner religiösen oder politil
sd-ren .uberzeugung, seiner Herkunft oder seiner beziehung.r" *.g.r, bevorzugt
oder benad-rteiligt werd_en" (sadrwidrige Kriterien). verletzJng des" Gebots, dä
Beamten nadr_Eignung, Befähigung und fachlidrer Leistung zuieförderrr, unä d.,
Verbots der Beförderung- nadr sadrwidrigen Kriterien wä-ren ein Dienstvergehen.
!s .so.ll 

also allgemein und ausnahmslos eine objektive Auslese unter Aussclältung
jeglidrer sadrwidriger Gesidrtspunkte getroffen werden.

2. Das Amt und sein Inhalt

Eine Beförderung im beamtenredrtlidren sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 4 NBG ist die
verleihung eines anderen Amtes mit anderem ftäherem) e"dgrundgehll; 

""danderer Amtsbezeichnung, wobei bestimmte Verleihungen ohrä Arje.ung der
Amtsbezeichnung einer Beförderung, gleichstehen. Das" Amt als Inbegrifi von
Funktionen muß in der Besoldungsoidrrurrg aufgeführt sein und darf nur mit der
Einweisung in eine besetzbare Planstelle verliehen werden. Den Amtern ent-
spredrende Planstellen müssen im Haushaltsplan ausgebracht sein (§s ll a, 16 RI-lo).
paraul folgt: audr wenn Eignung, Befähigung und-facrrliche Leisiungen, die unter
dem Sammelbegriff der _Bewährung ,usrmmengefaßt werden könäen, für eine
Ernennung vorliegen und damit der Beamte einer Beförderung würdig ist, muß
ein konkretes höheres in der Besoldungsordnung enthaltenes Aät vorhänden und
eine entspredrende Planstelle frei und besetzbar sein. Die planstellen der ein-
zelnen Besoldungsgruppen können auf Grund eines sogenannten Stellenschlüssels
(Vomhundertsatz) oder nadh einer Dienstpostenbewertung im l{aushaltsplan aus-
gebracfit werden. vegen der besonderen sdrwierigkeiten,-die mit einer Bewertung
der. ein-zelnen _Dienstposten, besonders uus ue.sdriedenen verwaltungszweigen,
verbunden sind, neigt _man mehr und mehr dazu, die planstellen (abgeiehen ion
bestimmten Spitzenstellen) in Vomhundertsätzen (Stellensdrlüssel) f"ti. die ein-
zelnen Laufbahngruppen und möglidrst für alle Verwaltungszweige gleichmäßig
aufzuteilen. Im Rahmen .der danadr bewilligten Planstellen i.t .r- Aifgabe dei
Verwaltung, diese Planstellen nacr ihrem Amtsinhalt auf Grund einer sadigemäßen
Dienstpostenbewertung auf die einzelnen Dienststellen zu verteilen. Dies geschieht
mit dem Organisations- und Stellenplan. Dieser ist daher nicJrts weitei als ein
echter Stellenverteilungsplan. Das gleidre gilt für den Kassenanschlag (Stellenplan),
rnit dem die bewilligten Stellen auf die nachgeordneten Behorden zur BÄwirt-
sdraftung verteilr werden (ss 13, 14 RHO, s 56 RsfB).
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Eine Beförderung setzt also in jedem Falle, was vielfadr übersehen wird, zunächst

vorausr daß der Amtsinhalt erfüllt ist, bevor die persönlidren Voraussetzungen,
nämlidr Eignung, Befähigung und fadrlidre Leistung, für das höhere Amt geprüft
werden. Kriterien für den Amtsinhalt sind:

1. Vorbildung, Ausbildung und Erfahrung, die zur ordnungsmäßigen §Tahrneh-

mung des 
-Amtes 

(Dienslpostens) erforderlich sind (subjektive Funktionsmerk-
male), z. B. ob der Dienstposten mit einem Beamten des gehobenen oder des

höheren Dienstes zu besetzen ist, weldre Erfahrungen bei anderen Behörden
vorliegen müssen oder weldre speziellen Erfahrungen und Kenntnisse erforder-
lidr sind. Unter Vorbildung ist beamtenredrtlich die allgemeine oder besondere
Sdrulbildung und unter Ausbildung die Ableistung des Vorbereitungsdienstes
und Ablegrng der Laufbahnprüfung als Nadrweis einer bestimmten Befähigung

zu verstehen.

2. Umfang) Bedeutung und Sdrwierigkeitsgrad des Dienstpostens. Unter diese

objektiven Funktionsmerkmale sind z. B. in den Laufbahngruppen des höheren

und gehobenen Dienstes einzuordnen:

a) die Art dei Tatigkeit, nämlidr'ob es sidr um eine aufsidrtsführende, leitende,

anweisende, beaufsid,tigende, vorbereitende oder ausführende Tätigkeit
handelt;

b) das Maß an Entsdreidungsbefugnis, abgestuft nadr dem Grade der Verant'
wortung und der Selbständigkeit;

c) die Bedeutung des Aufgabenbereidrs im Vergleidr zu anderen, vergleidrbaren
Beamtenstellen der betreffenden Verwaltung.

Bei der Stellenbewertung ist zunäd,st festzuhalten, daß sie nidrt nadr persönlidren
Tätigkeitsmerkmalen vorzunehmen ist, sondern abhängig ist von den angeführten
obektiven sadrlidren Anforderungen, die von dem Dienstherrn an das betreffende
Amt gestellt werden. Der Beamte hat keinen klagbaren Ansprudr auf Besoldung

etwa nad'r Tätigkeitsmerkmalen wie der Angestellte im öffentlidren Denst. Allen-
falls kann er unter bestimmten Voraussetzungen nad-r § 21 Abs. 2 LBesC eine

Stellenzulage erhalten (vgl. Absdrn. IV). Die Bewertung des Dienstpostens (Amtes)

ist daher audr unabhängig von der persönlidren (vermeintlidren oder tatsädrlid-ren)

Leistung des Beamten.

Sadrlidre Merkmale für die Bewertung der Anforderungen an das konkrete Auf-
gabengebiet (Amt) §ind im Bereidr der Vermessungs- und Katasterverwaltung 2.8.,

a) im höheren Dienst

Dezernatsleitung, Größe eines Katasteramts nadr Aufgabenkreis und Personal,
Disziplinarvorgesetzter, Behördenleiter, Umfang der übertragenen personal-
redrtlidren Befugnisse, Prüfungs- und Koordinierungsbefugnisse gegenüber ande-
ren Vermessungsstellen, Sdrwierigkeitsgrad und Umfang des C,esdräftskreises
(u. a. Beteiligung an der Gnrndlagenveffnessung und an topographisdren Ver-
messungen), besondere Aufgaben;

b) im gehobenen Dienst

Gesdräfts- oder Büroleitung, Größe des Katasteramtes, Vertretung des Behör-
denleiters, Sadrgebietsleiter, Zahl der unterstellten Kräfte,nad, dem Sdrwierig-
keitsgrad der Arbeiten besonders herausgehobene Aufgaben als Sadrbearbeiter
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(Meßtruppführer) im Außendienst, Sadrbearbeitung bei Aufsi6,tsbehörden, Ver-
antwortungs- und Anweisungsbefugnis, Umfang des Zeichnung;sred-rts ;

c) im mittleren Dienst

Hier wird in der Regel nur bei dem Amt eines Hauptsekretärs (Bes.Gr. A g)
von einem gewissen stelleninhalt auszugehen sein. Es muß sich um ein Amt han-
deln, das Funktionen enthält, die der Eingangsgruppe des gehobenen Dienstes
nahe kommen.

AIs Hilfsmittel fiir die Bewertung dienen der Gliederungsplan der Behörde, der
Gesdräftsverteilungsplan und die ausgewerteten Jahresberidrte.

3. Die Auslese

Sind die oblektiven Merkmale für eine Beförderung gegeben, so ist zu prüfen, ob
die persönlichen voraussetzunger nach s 8 NBG, wonadr die Auslese und die Er-
nennung nadr Eignung, Befähigung und fadrlidrer Leistung vorzunehmen sind, vor-
handen sind. Diese maßgebenden Grundsätze sind bereits in Art. 33 GG verfas-
sungsredrtlid-r verankert. Er bestimmt damit, daß die Beförderung nadr dem Lei-
stungsprinzio.vorzunehmen ist. Grundlage für diese Beurteilung und Prüfung sind
die Personalakten und die dienstlichen Beurteilungen des Beamten (ss 45,46 NLVO).
Die Bef ähigung für das Beförderungsamt erwirbt der Laufbahnbeamte durdl
erfolgreidre Ableistung des vorbereitungsdienstes und durdr Bestehen der Lauf-
bahnprüfung (§ 10 Abs. 1 NLVO) sowie durdr die Bewährung in der Praxis auf
seinem bisherigen Diensfposten. Mit heranzuziehen sind audr die Ergebnisse der
abgelegten Prüfungen. ob ein Beamter für eine Beförde.nrng (für das hohere Amt)
geeignet ist, hängt von vielen Umständen persönlicher und sadrlidrer Art ab,
von Persönlidrkeit, geistiger Veranlagung, Charakter, Bildungsstand, Arbeits-
leistung, hervortretenden Eigensdraften als vorgesetzter, von seinem verhältnis
zu den Mitarbeitern, von Einfühlungsvermögen, Verhandlungsgesdri&, Initiative,
Arbeitsverhalten, Urteilsfähigkeit, Ausdruck in §7ort und Sdrrift, fadrlidren sowie
verwaltungs- und Redrtskenntnissen, organisationstalent und; bisherigen Berufs-
erfahrungen sowie von seiner dienstlidren und außerdienstlidren Führung, dem
sozialen Verhalten und audr von seiner körperlichen und seelisd-ren Leistungs-
fähigkeit. De Anforderungear sind abzustufen nadr. dem Amt (vgl. V 2), das dÄm
Beamten übertragen werden soll. Unter f achlichen Leistungen sind soldre
zu verstehen, die der Beamte in seinem bisherigen Amt gezeigt, und wie er sidr
dort bewährt hat. Die fa&lichen Leistungen, die für eine BefOrderung mit aus-
sdrlaggebend sind, müssen über das mindestens zu erwartende Maß erheblidr
hinausgehen. De unter den Begriffen der Befähigung, Eignung, und fadrlidren
Leistung gesehenen Kriterien müssen besonders hervortreten, so daß die Stelle,
die über die Beförderung entsdreidet, davon ausgehen kann, daß der Beamte audr
das höhere Amt voll ausfüllen wird.

Die Beurteilung der Eignung, Befähigung und der fad-rlidren Leistung durdr die
Ernennungsbehörde wird sidr, in der Regel auf das Urteil des Dienstvorgesetzten
ztr stützen haben. Es sollte erwartet werderr können, daß es obektiv gehalten und
ein wahres Bild gibt. De Beurteilung ist ein Akt wertender Erkenntnis äes Dienst-
herrn. Hier ist kein Tatbestand unter eine geserzlidre Vorsdrrift zu subsumieren.
Die Ernennungsbehörde hat einen Beur.teilungsspielraum, ist aber nidrt ermessens-
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frei. Die Beurteilung der Bewährung (Eignung, Befähigung und fadrlidre Leistung)

als unbestimmter Röd'rtsbegriff untediegt der Uberprüfung durdr die Verwaltungs-

gerid.rtsbarkeit dahin, ob die Verwaltung den Begriff der Bewährun_g verkennt, ob

ii. uon einem unridrtigen Tatbestand ausgegangen ist, allgemeingültige \Tertmaß-
stäbe nidrt beadrtet oäer sadrwidrige Erwägungen angestellt hat. Die fadrliüen
Erwägungen, die zu der Beurteilung geführt haben, können nidrt Gegenstand ver-

waltungsgeridrtlidrer Uberprüfung sein.

Für das Amt eines Dezernenten, Behördenleiters oder gesd,äftsleitenden Beamten

reidren, worauf besonders hinzuweisen ist, überdurdrsdrnittlidt fa&lidre technisdre

Kenntnisse und Leistungen allein nidrt aus; vielmehr wird audr auf besondere

Leistungen auf den Gebieten der Verwaltung, der Red-rtsauslegulg und Redrts-

anwend-ung, des Personalwesens und der Organisation, jedenfalls für den Bereidl

der Nieders. Vermessungs- und Katastervenvaltung, §?'ert zu legen sein.

Bei gleidrer Befähigung, Eignung und fadrlidrer lristung kann die Festsetzung

eines allgemeinen Dienstalters (ADA), das gesetzlidr nidtt gefordert wird, be-

deutsam für die Reihenfolge von Beförderungen sein. Um dem Leistungsprinzip

gegenüber dem Anciennitätsprinzip in einer nodr übersdraubaren Verwaltung den

unbedingten Vorrang einzuräumen, ist jedodr für die Beamten der Vermessungs-

und Katästerverwaltung von der Festsetzung eines ADA abgesehen worden.

VI. Amt und Leistungsvermögen

Die Ausführungen lasseri erkennen, daß neben den beamten- und haushalts-

redrtlidren audr organisatorisdre Voraussetzungen bei einer Beförderung gegeben

sein müssen. Selbsi ein nadr Befähigung, Eignung und fad,lidrer Leistung voll-
befähigter Beamter kann nidrt mit einer Beförderung redrnen, wenn das Amt, das

er innihat, nadr seinem Amtsinhalt nid,t einer, Beförderungsstelle entspridrr E1

wird, wenn sein Amt nidrt im Rahmen eines besseren Stellensdrlüssels auf Grund
der Dienstpostenbewertung gehoben wird, nur dann befördert werden können,

wenn er auf einem anderen Dienstposten verwendet, d. h. ihm ein anderes (röheres)

Amt bei derselbeo oder einer anderen Behörde überragen werden kann. Anderer'
seits kann er (von der MOglidrkeit des § 10 Abs. 1 Satz 3 LBesG und der Versetzung
im disziplinargerid,tlid'ren Verfahren abgesehen), audt wenn er es wünsd,t und
dienstlidre Gründe nidrt entgegenstehen, nidrt in ein Amt vercetzt werden, das

seinem Amtsinhalt nadr nidrt seinem bisherigen Amt entspridrt. Allerdings gehört

es zur Ftirsorgepflidrt des Dienstherrn, den Beamten so zu verwenden, wie es

seiner Befähigung, Eignung und fad'rlidren Leistung entspridrt.

Abkürzungen:

NBG, Nieders. Beamtengesetz vom 14. 7. 1960 (Nieders. GVBI. S. 145) i. d. F.

des Gesetzes vom 21. 12.1962 (Nieders. GVBI. S. 279)

NLVO' Nieders. Laufbahnverordnung vom 18. 7. 196l (Nieders. GVBI. S. 171)

LBesG, Besoldungsgesetz für das Land Niedersadrsen i. d. F. v. 1. 5. 196?
(Nieders. GVBI. S. 310)

RHOi Reidrshaushaltsordnung

R§üB: Reidrswirtsdraftsbestimmungen
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Prüfungsaufgaben

aus der Laufbahnprüfung ftir den gehobenen veflnessungste&nisdren verwaltungs-
dienst

Faüridrtung : Vgp"r"uig.- und Katas-tgrvenraltung

lTi ltr".' r' "' | -'- ,'.";,t'' ),, "i ) ' (tt: ""AutybeNr:i + '

Prüfungsfadr,,' Vermessungstedrnik

Sadrverhalt' Bei einer Straßenregulierung in Verbindung mit einer großen Fort-
führungsvermessung wurde der aus der Skizze ersidrtlidre Polygon-
zug gelegt. Die Strecke zwisdren den Polygonpunkten 432 und 433
konnte wegen des Flusses nid-rt direkt gemessen werden.

Aufgabe: Es sind die Gauß-Krüger-Koordinaten des Polygonzuges zu be-
redrnen.

Hilfsmittel: Doppelredrenmasdrine, Funktionstafel neuer Teilung, Verm.-Vor-
drud<e 5,8, 14 und 19.

Lösungsfrist: 5,5 Stunden.

Siehe Skizze Seite 83

Aufga.be Nr. 2
' a)

L-'

Prüfungsf ach : Kartentedrnik

Aufsatz

Thema, Es sind die Reproduktionsverfahren zu sdrildern, die für die Her-
stellung und Fortführung von Flurkarten verwendet werden können.

Hilfsmittel: keine.

Lösungsfrist: 2 Stunden.

Aufgabe Nr. 3
.r" /.

Prüfungsfacli, Liegenschaftskataster

Sadrverhalt' Durd-r eine Fortführungsvermessung sind die in der Skizze darge-
stellten Flurstüd<e

4412 der Flur 4 von Thüste

l/2 der Flur 3 von §ü'eenzen und
ll3 der Flur 3 von \üreenzen

entstanden. Es handelt sich um einen Grenzausgleidr. Die erfor-
derlid'ren gegenseitigen Auflassungen sind beurkundet worden. Die
alte, mehrfadl geknid<t verlaufende Eigentumsgrenze ist die Ge-
meindebezirksgreflze. Es wäre zwed<mäßig, die Gemeindebezirks-
grenze in die Lage der neuen Eigentumsgrenze zv bringen.

Siehe Skizze Seite 84
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Gegeben:
Koordinaten

34 58

l5l?419 59 809,67 30029/5
1613419 57 309,61 30 585,08

2213419 55184,66 287@,14

2513419 56 815 ,6? 30 933,05

428 567Wß7 30 805/05

Die §Tinkelmessung wurde mit einem Jena Theo 030, die Stre&enmessung mit
einem 20-m-Rollband ausgefthrt.
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Aufgabe, 1 .

)

3.

§üIie kann das Katasteramt an der erforderlidren Umgemeindung,

die für das Katasteramt wünschenswert ist, mitu'irken?

Es ist der hierfür erforderliche Schriftwechsel zu entwerfen.

Wie wild die Umgemeindung reclrtskräftig und auf Grund welcher

Unterlagen wird das Kataster fortgeführta

Hilfsmittel: keine.

Lösungsfrist z 2,5 Stunden.

Thema t

Hilfsmittel:

Lösungsfrist:

, Aufg.Ste'Nr. 4
v 

b 
"L ''' 'i'L( t'' t' i

Prüfungsfach : Gesetzes -)§taats- ufiülferwa@
Aufsatz

Die Laufbahnen der Beamten in der Niedersächsischen Vermessungs-

und Katasterverwaltung und die dazu erforderliche Vor- und Aus-

bildung nach der Nieäersächsischen Laufbahnverordnung und den

geltenden Ausbildungs- und Prüfungsordnungen.

Keine.

3 Stunden.

i: - ( i, ,' 
o"tabe Nr 5n, 

oj ":

Prüfungsfadr, Haushalts-, Kassen-, Redrnungs- und Kostenwesen

Fednq

nodr E lof'wn A - lorf LandslruBe

It:
Ei I

9,SOar I I I' tra I

- Trennstücksgrenzen (rot)
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Sadrverhalt' Nach einem Antrage vom 5. 12. 1961 sind die in obiger Skizze dar-
gestellten Flursti.id<e 15, 16 und 17 - Eigentümer Mlfler, Franz _
in 4 Trennstücke zu je 30,00 ar geteilt worden. Das im rVesten
gelegene Trennstück mit dem Haus ist ftu 24000 DM und das
daran ansd'rließende Trennstück für 4500 DM verkauft worden.
Die beiden übrigen Trennstücke sollen demnädrst verkauft werden.
Der Einheitswert für diese beiden crundstüd<e zusammen beträgt
etwa 2500 DM.

Aufgabe 
'

Als Verme'ssungsunterlagen haben 1 Lichtpause eines alten Hand-
risses (DIN A 3) und 2 Lichtpausen von neueren Fortfrihrungsrissen
(DIN A 4) gedient.

Die Vermessung ist vom Katasteramt durch einen Beamten und zwei
Vermessungsgehilfen am 16., 17. und 18. letzten Monats ausgeführt
worden. Am 16. mußte die Verme,ssung nach einer Arbeits zeit von
6 Stunden infolge Regens abgebrochen werden. Am 17. betrug die
örtliche Arbeits zeit 9 Stunden. Am 18. ist die Vermessung 

-nach

4r/z Stunden abgeschlossen und am selben Tug eine anderä Ver-
me'ssung mit 4 rlz Arbeitsstunden begonnen worden.

Folgende Auslagen sind noch entstanden,

0,70 DM für 2 Hohlziegel
1,20 DM Postgebühren

Bei dem Katasteramt sind die Kosten eines Vermessungsgehilfen ftir
einen halben Außentag mit 18,- DM, frir einen vo[e, Außentag
mit 36,- DM und für einen Außentag über 8 Stunden mit 40,- DM
ermittelt worden.

Der Antragsteller hat einen Vorschuß von 891 /- DM eingezahlt.

1'. Die Vermessungskosten einschließlich der Auflassungsschriften
(1 Abzeichnung der Flurkarte DIN A 4 und 1 Auszug aus dem
Veränderungsnachweis) sind abzurechnen.

2. Welche Bedienstete der Vermessungs- und Katasterverwaltung
können die Kostenrechnung gültig feststellen?

3. Velche Bedienstete sind befugt, den Auszug aus dem Verände-
rungsnachweis und die Abzeichnung der Flurkarte zu unter-
schreiben ?

4. Welche Bedienstete dürfen den in dieser Angelegenheit etwa
notwendigen Schriftwechsel von nicht grundsätzlicher Bedeutung
f ühren ?

Verordnung über das Kostenwe,sen der Vermessungs- und Kataster-
verwaltung vom 29. 8. 1958 (Nds. GvBl. S. t6g-175) in der Fas-
sung vom 21. 11. 1,961 (Nds. GVBI. S 322).

2 Stunden.

Hilfsmittel:

Lösungsfrist:
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Personalnachrichten
(auch zur Lavfendhaltung der Personalliste bestirnml)

Beamte des hoheren Dienstes

I. Ern an n t:
a) zum RVrnR.:
RVmAss. Dr. Neisecke, KatA. Salzgitter

b) zu RVmAssBSS.:

AssVmD.Einfalt,KatA.Osterode. . ' ' ' ' ' '. ' '

, BlömerrKatA.Cloppenburg. . o ' ' ' o ' '

II. Beauftragt:
RVmR. Hincl< mit der Leitung des KatA. Einbed< . . . . 12.8' 63

III. Versetzt:
RVmR. Patzsc}ke v. KatA. Stade z. KatA. Fallin-gbostel

(unter gleichzeitiger Beauftragung mit d-er stellver-
tretend?nLeitun[diesesAmies)-' " " ' 1'5'63

IV. In den Ruhestand getreten:
RVmR.Meyer,KatA.Fallingbostel .. " " ' ' l'5'63

V. Ubertragung eines Amtes der Bes.Gr. A 13a:

RVmR.Johannsen,KatA.Aurich . ' o ' " 1'l'63'- 
,, fj..Hu[.,LvyA-LVm- .... . ' ' ' l'2'63
',', Hattnt,Pras.Oldenburg ... " " ' 1'6'63

. . 31,7,63

28, 5. 63
30. 5.63

E 10a

T 13

T2t

D75

D65

D1

D43
D67
D54

Beamte des gehobenen Dienstes

I. Ernannt:
a) zum RVmAmtm.:
RVmOI.Jahn,LVwA-LVm- .. " ' ! o " '

b) zu RVmOI.:
RVmlnsp. Iken,KatA-\Wittmund. . . . " ' ' '

,t 
- Jacobs,LVwA-LVm " " "",, Hoffmann, Rud., KatA. §Tilhelmshaven ' ' ' '

c) zu RVml.:
RVmrnsPzo 1fä,,?*i;[3i*,,YiL*T":':. .

,t Klingenspor, KatlA-. Braunschweig . . . '
tt Born'horn, KatA. Neustadt . . . .

II. Abg.ordnet:
RVmOI. Lange v. d. Reg.Hannover zum Mdl (/a [verm])
ilI. Versetzt:
RVmOI. Roosen v. der Reg. Osnabrücl< z. KatA. Lingen
RVml. Manfred Schonherr v. KatA. Hameln z. Reg. Hannover

, Sdrtitirink v. KatA. Osnabrücl< z. F.g. Osnabrück
RVmOI. Martens v. LVwA - LVm - z. KatA. Celle .

IV. a) Beauf tra gt mit den Aufgaben des_geschäftsleitenden
Beamten des KatA. Lingen: RVmOI. Roosen .

b) En tb und en von den Aufgaben des geschilftsleitenden
Beamten des KatA. Lingen (infolge Krankheit):
RVmA. Mohme . . . . . . . . . . 31.5.63

t. 3. 63

t. t. 63
1.3.63
l. 6. 63

t4. 5. 63
t. 4. 63
2. 5. 63

1. 8. 63

4.6.63
4.6.63
5. 6. 63
1.9. 63

4.6.63

I40

K 157
K79
K60

I 148

l+t
K t74
K 123
134

L30
L27
L26

l4t
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alt I neu

ct7
c18
c19

D84

E 18
E19

H49

K 184a
K 184b
K 186a

_

I 158
I 159
I 160



V. In den Ruhestand verse tzt:
RVmOI.TobiasrKatA.Vedrta . o. . .. . ... 1.6.63
VI. Verstorbent
RVmA. Schmidt, Friedridr, KatA.Celle . . . . . . . . 2Z.j.6l

Beamte des mittleren Dienstes
I. Ernannt:
a) zum RVmOS.:
RVmS. Bordrardt, KatA. Bremervörde

b) zu RVmS.:
l. 4. 63

RVmAssist. Macl-rulla, KatA.Neustadt . . . . . . o o . 1,6.63
,t KluwerKatA.Hildesheim . -. . . . . . . 1.6.61

c) zu RVmAssist. z.A.:
26. 4.63
30. 4.63
30.4.63

2. 5. 63

1,6, 63

t. 5. 63

I 115

H26

P2

Q 11a

Q42

s39
s34
s33

Qle
R61

Q37

T20

T26
T29
T32

T30

RVmAssist.-Anw.Kröger,KatA.Sögel .. ....
, §7olters, KatA. Clausthal-Zellerfeld . .

, Bohn, KatA. Clausth al-Zellerfeld ! . .

II. Versetzt:
RVmAssist. Schilling v. KatA. Sogel z.KatA. Osnabrüd< .

RVmAssist. z. A. wolters v. KatA. Clau sthal-Zellerfeld
z,KatA.Osterode . . . . . .

III. Entlassen auf Antrag:
RVmAssist.MarxrKatA.Osterode ...... ..

Angestellte der Vergütungsgruppe III BAT
I. Versetzt:
AssVmD. Augustin v. KatA. Stade z. KatA. Cuxhaven . . 1.6.61

, Baumgaqte _v. KatA. Nienburg z. R.g. Hannover
(unter gleidrzeit. Abordnung z. Kat,A,. Neustadt) l. j . 63

, Barkemeyel v. Präs . z. KatA. Oldenburg . . . t . 5. 63
, Jürgens v. Präs. oldenburg z. KatA. ve-chta . . 6.5.63

II. Ausgeschieden auf Antrag:
AssVmD. Dr. Kempin, KatA. Oldenburg . . . . 28.2.61

Angestellte der Vergütungsgruppe IVa BAT
Höhergruppiert:
BgVnrT. Kilian, LVwA - LVm -, von Verg.-Gruppe IVb

nach IVa BAT l. 4. 6? v 113

§Teitere Nadrridrten
Allgemeines: Im Inhaltsverzeid:nis, in den Abkürzungsedäuterungen und in den

Uberschriften der Absönitte II B und C sind die Amtsbezeid:nungen
,,Oberregierungs- und -vermessungsräte" und ,Regierungs- und Ver-
nressungsräte" zu streidren.
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P42

R60
R61
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(Absdrnltt V der Liste)

Nr. 9: KatA. Oldenburg Neuer Fernspredrruf 2 f7 6g

Nr. 2: §flittmund Neue Ortsklasse A
Nr. 3 i Neustadt a. Rbge. 't A

sNr.4: Hildesheim tl
Nr. 5: Fallingbostel ir A

Nr.6: Papenburg t, ,A
Nr.7: Brernervörde t, A

Cuxhaven ,t S

Nr. 8: Salzgitter ',1, 
S

Nr.9: Oldenburg t, S

ElV IVarel ,t A

Pnifungsna&ridrten
I. Große Staatsprüfung: Prtifungstermin

RVmRef. Dr. \Wiemerslage, Osnabräd< 21.3.1963

§ Bro&feld, Osnabrü& 2' 8. tl)63

Matern, Oldenburg ' 2' 8. 1J)63

il. RegVermAssist.'Prüfun g:

RVmAssist.-Anw. Bohn, Hildesheim 23.4.1963

n Kröger, Osnabrtid< 23.4. 196?

,, §flolters, Hildesheim 23.4.1:)63
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